Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/939 


07. 08. 73 


Sachgebiet 785 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der Sonder- 
bedingungen für die Abgabe von Weichweizen, der sich im Besitz der 
italienischen Interventionsstelle befindet 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide 1 ), zuletzt geändert 
durch die Akte über die Beitrittsbedingungen und 
die Anpassungen der Verträge 2 ), 

gestützt auf die Verordnung Nr. 132/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 zur Festlegung der Grund- 
regeln für die Intervention bei Getreide 3 ), geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1938/70 4 ), insbe- 
sondere auf Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die italienische Regierung hat den Rat und die 
Kommission über beträchtliche Schwierigkeiten in 
der Brotversorgung der Bevölkerung in den Regio- 
nen Süditaliens, vor allem Neapel, Palermo, Ragusa 
und Caltanissetta unterrichtet. 

Auf Grund dieser besonderen Lage müssen Son- 
dermaßnahmen getroffen werden, die den Absatz 
einer bedeutenden Menge Weichweizen innerhalb 
kürzester Frist ermöglichen, die sich gegenwärtig im 
Besitz der italienischen Interventionsstelle befindet. 
Das normalerweise bei der Abgabe einzuhaltende 
Verfahren, d. h. die Ausschreibung, erlaubt keine 
rasche Reaktion auf Gemeinschaftsebene auf diese 
besondere Lage. Zu diesem Zweck ist daher ange- 
zeigt, Italien zum freihändigen Verkauf zu ermäch- 
tigen, wobei jedoch Bestimmungen vorzusehen sind, 
die eine Abwicklung dieses Geschäfts mit der gebo- 
tenen Wirksamkeit garantieren - 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 

vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 

vom 27. März 1972, S. 14 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 120 
vom 21. Juni 1967, S. 2364/67 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 215 
vom 30. Januar 1970, S. 1 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Abweichend von Artikel 3 der Verordnung Nr. 
132/67/EWG wird die italienische Republik er- 
mächtigt, eine Menge von 40 000 Tonnen Weich- 
weizen, die sich im Besitz der Interventionsstelle 
befindet, zu folgenden Bedingungen zu verkau- 
fen. 

2. Die italienische Republik trifft die erforderlichen 
Maßnahmen, um sicherzustellen, daß das nach 
Maßgabe dieser Verordnung verkaufte Erzeug- 
nis ausschließlich zur Herstellung von Brot zur 
Versorgung der Regionen Süditaliens, vor allem 
der Städte Neapel, Palermo, Ragusa und Calta- 
missetta verwendet wird. 

Artikel 2 

Für die Festsetzung des Preises, zu dem das Erzeug- 
nis von der Interventionsstelle verkauft wird, gilt 
Artikel 3 Absatz 2 Buchstaben a und b der Verord- 
nung (EWG) Nr. 376/70 der Kommission vom 27. Fe- 
bruar 1970 zur Festlegung des Verfahrens und der 
Bedingung für die Abgabe des Getreides, das sich 
im Besitz der Interventionsstellen befindet 5 ), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 129/73 6 ). 

Betrifft der Verkauf jedoch eine Lieferung an einen 
in den betreffenden Regionen gelegenen Ort, so muß 
der Verkaufspreis dem örtlichen Marktpreis an dem 
Ort entsprechen, an dem das Erzeugnis gelagert ist, 
erhöht um die Transportkosten von diesem Ort bis 
in die betreffende Region. 

Artikel 3 

Stellt sich heraus, daß die Versorgungsbedingungen 
der Region Süditaliens sich nicht befriedigend ent- 
wickeln, weil die in Artikel 1 genannte Menge des 
Erzeugnisses unzureichend ist, so kann die italieni- 


5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 47 
vom 28. Februar 1970, S. 49 

6 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 17 
vom 20. Januar 1973, S. 17 
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sehe Republik nach dem in Artikel 26 der Verord- 
nung Nr. 120/67/EWG vorgesehenen Verfahren er- 
mächtigt werden, über eine zusätzliche Menge von 
höchstens 60 000 Tonnen unter den in dieser Ver- 
ordnung festgelegten Bedingungen zu verfügen. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffentli- 
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. 

Sie gilt bis zum 30. September 1973. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
6. August 1973 - 1/4 (IV/ 1 )- 680 70 -E - We 39/73. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 19. Juli 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht beigefügt. 
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